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Der 100 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 2° Juni 1970 durch

Senatspräsident Dr° T e s m e r
— Vorsitzender _?

Bundesrichter Dr° B r o c k e und

Bundesrichter Dr„ B u r d e n s k i 9
Bundessozialrichter S a a l m a n n und

Bundessozialrichter w e i s h ä u p l

für Recht erkannt:

Auf die Revisionen des Beklagten und der Beige—

ladenen wird das Urteil des Landessozialgerichts

Berlin vom 16° Mai 1968 und auf die Berufung des

Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Ber—

lin vom 170 Februar 1967 aufgehoben„ Die Klage

gegen den Bescheid vom 500 September 1965 in Ge—

stalt des Widerspruchsbescheides vom 90 März 1966

wird abgewiesenc

Außergerichtliche Kosten sind in allen Rechts—

zügen nicht zu erstatten°
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Die Mutter des 1941 geborenen Klägers ist im

März 1945 von russischen Soldaten erschossen worden° Im

März 1956 beantragte der Vater des Klägers? ihm und seinem

minderjährigen Sohn — dem jetzigen Kläger — Hinterbliebenen—

rente zu gewähren° Dieser Antrag wurde durch Bescheid des

Versorgungsamtes (VersorgA) II Berlin vom 2° Mai 1956 ab-

gelehnt° Der Widerspruch war erfolglos (Bescheid des Landes—

versorgungsamtes —LVersorgA— Berlin vom 140 Februar 1957)o

Die dagegen erhobene Klage nahm der Vater des Klägers mit

Schreiben vom 12° April 1958 zurück°

Im Januar und Februar 1964 beantragte der Kläger unter Hin—

weis auf die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts

(BVerfG) vom 240 Juli 1965 die rückwirkende Gewährung der
Waisenrente für die Zeit “vom Tage der Antragstellung am

120 März 1956 bis zum 10 April 1960"o Nach den Ermittlungen
des Beklagten hat der Kläger vom 20 März 1957 bis 510 März

1960 eine Iéhre als Einzelhandelskaufmann durchgemacht und

ist seit dem 1° April 1960 als Polizeibeamter tätigo Durch

Zugunstenbescheid gemäß @ 40 Abs° 1 des Verwaltungsverfah—

rensgesetzes (VeerG) vom 500 September 1965 wurde dem

Kläger eine Waisenrente für die Zeit vom 10 Januar 1960

bis 51° März 1960 gewährt„ eine Gewährung der Rente für

die weiter zurückliegende Zeit jedoch abgelehnto Der Wider-

spruch des Klägers wurde durch Bescheid des LVersorgA Ber—

lin vom 9° März 1966 zurückgewieseno '

Das SOzialgericht (SG) hat durch Urteil vom 170 Februar
1967 die Bescheide der Versorgungsverwaltung vom 50a Sep—

tember 1965 und 9° März 1966 insoweit aufgehobenv als durch
diese Bescheide die Zahlung der streitigen Versorgungsbe—

züge für die vor dem 1° Januar 1960 liegende Zeit abgelehnt
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worden ist° Das SG hat die Berufung zugelasseno Das Landes-

sozialgericht (LSG) hat die Bundesrepublik Deutschland? ver-
treten durch den Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung

(BMA)? beigeladen und durch Urteil vom 160 Mai 1968 die Beru—

fung des Beklagten zurückgewiesen° In den Gründen wird ausgee

führt? die Versorgungsverwaltung habe zwar bei Erteilung des

auf 5 40 VeerG gestützten Bescheides im Rahmen ihres pflicht—

gemäßen Ermessens darüber zu entScheiden gehabt? ob und in wel—

chem Umfang sie auf die Bindung der früheren Entscheidung ver-

ziehten wolle° Im vorliegenden Fall habe sich der Beklagte je—

doch von dem in Art° 20 des Grundgesetzes (GG) normierten Grund—

satz der Sozialstaatlichkeit nur unvollkommen leitenlasseno '

Für den Vater des Klägers habe es seinerzeit keinen Sinn mehr

gehabt? das Streitverfahren fortzusetzena nachdem das LVersorgA

schriftsätzlich mitgeteilt hatte& daß das Bundessozialgericht

(BSG) mit Urteil vom 14° März 1957 den 5 45 Abs„ 5 Satz 1 des
Bundesvcrsorgungsgesetzes (BVG) für verfassungsgemäß erklärt

habe? zumal das BVerfG mit Rücksicht auf die alliierten Vor—
behaltsrechte über den Antrag eines Westberliner Bürgers auf

Normenkontrolle ohnehin nicht entschieden hätteo Der Beklagte

werde durch die Verwaltungsvorschriften (VV) Nro 8 zu 5 40

VeerG nicht gehindert9 einem Zugunstenbescheid eine Rückwir—
kung von mehr als vier Jahren beizulegen° Gegen die Berück»

sichtigung der wirtschaftlichen Lage des Klägers — wie es der

Beklagte getan habe - wäre nichts einzuwenden5 wenn nicht auch

dadurch wieder gegen das Verfassungsgebot der Sozial$taatlich-

keit verstoßen würde° Die Entscheidung des BVerfG vom 110 Ok—

tober 1966 — wonach weder die Verwaltung noch der Gesetzgeber4

verpflichtet seiv unanfechtbar gewordene Akte der öffentlichen

Gewalt„ die auf einer nach 5 78 BVerfGG für nichtig erklärten
Normen beruhten9 rückwirkend aufzuheben - & könne nicht zum
Zuge k0nmenÜ da 5 40 VeerG als ”besondere gesetzliche Regelung"

im Sinne des 5 79 Abs„ 2 BVerfGG anzusehen seio Die Geltend—

_ 4 _
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machung der Einrede der Verjährung durch den Beklagten

stelle überdies eine unzulässige Rechtsausübung bzwo einen

Rechtsmißbrauch dar„ Dabei sei auch zu berücksichtigen?

daß der Kläger als Westberliner Bürger bis zur Entschei—

dung des BVerfG vom 240 Juli 1965 an der gerichtlichen

Klärung seines Anspruchs gehindert gewesen sei„

Das LSG hat die Revision zugelasseno

Dieses Urteil ist am 240 Juli 1968 dem_Beklagten zuge-
stellt worden? der dagegen mit Schriftsatz vom 300 Juli

1968„ beim BSG eingegangen am 51o Juli 1968? Revision

eingelegt und diese nach Verlängerung der Revisionstc—

gründungsfrist bis zum 240 Oktober 1968 mit Schriftsatz

vom 14° Oktober 1968‚ beim BSG eingegangen am 170 Okto—

ber 1968? begründet hat° ‘

Der Beklagte beantragt‚

unter Abänderung des angefochtenen Urteils der

Berufung gegen die Entscheidung des SG Berlin

vom 17° Februar 1967 stattzugeben und die Klage

abzuweisen°

Die Beigeladene hat mit Schriftsatz vom 150 August 1968„

beim BSG eingegangen am 19() August 1968? gleichfalls
Revision eingelegt und diese nach Verlängerung der Re—

visionsbegründungsfrist mit Schriftsatz vom 15„ Oktober

1968? beim BSG eingegangen am 160 Oktober 1968? begründet°

Die Beigeladene beantragt9

unter Abänderung des Urteils des LSG und des SG die

Klage abzuweisen‚ soweit sie die Versorgungsbezüge

für die vor dem 1„Januar 1960 liegende Zeit betriffta

In seiner Revisionsbegründunga auf die Bezug genommen wird‘)

führt der Bek agte uoao aus? die Versagung der Uaisenrentc

..5-
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für die Zeit bis zum 51° Dezember 1959 sei rechtmäßig und

verletze insbesondere nicht den verfassungsrechtlichen Grund-

satz der Sozialstaatlichkeit° Das BVerfG habe sich in seinem

Beschluß vom ll° Oktober 1966 für die Vorrangigkeit des Rechts-

sicherheitsprinzips gegenüber dem Gerechtigkeitsprinzip ent—

schieden und ausdrücklich ausgesprochen3 daß die Verwaltung

nicht verpflichtet sei? unanfechtbar gewordene Akte der öf—

fentlichen Gewalt rückwirkend aufzuheben9 die auf einer ver—

fassungswidrigen Auslegung von Vorschriften beruhten$ die

nachträglich als verfassungswidrig erklärt worden sind° Ent—

scheide sich die Verwaltung zugunsten der Rechtssicherheit?

so verstoße sie damit nicht gegen rechtsstaatliche Grund—

sätzc und verfassungsrechtliche Normeno Auch die besondere

gesetzliche Regelung.des @ 40 Abs° l VeerG ändere an diesem

GrunCoatz nichts° ?ür den Kläger als Westberliner Bürger sei

es auch keineswegs ausgeschlossen gewesen3 durch seine zu—
nächst erhobene Klage beim SG eine Entscheidung über die

Verfrssungswidrigkeit des S 45 Abs° 5 BVG aoF° zu erreichen°

Nach Erschöpfung des Rechtsweges hätte dem Kläger auch die
Vorfassungsbeschwerde offengestandeno Die Behörde habe im

Falle des Klägers die Grundsätze der Rechtssicherheit und

der materiellen Gerechtigkeit und Sozialstaatlichkeit gegen—
einander abgewogenv indem sie auch die sozialen Verhältw

nisse des Klägers geprüft habeo Hierin liege keine Ver—

letzung des Sozialstaatsprinzips° Im übrigen sei der an—

gefochtene Bescheid auch aus dem Grunde rechtmäßig9 weil

bereits Verjährung eingetreten sei? auf die sich der

Schuldner auch im Bereich des Sozialrechts berufen könne„

Die Geltendmachung der Verjährungseinrede stelle keinen

Verstoß gegen Treu und Glauben dar°
_ »

Die Beigeladene macht in ihrer Revisionsbegründung9 auf

die gleichfalls Bezug genommen_wird„ geltendD daß ent—

gegen der Auffassung des LSG in der Beschränkung der Rück—

wirkung kein Ermessensmißbrauch und keine unzulässige

f.
...-o ....
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Rechtsausübung läge° Nach @ 79 Abs° 2 BVerfGG seien? vorbe—
haltlich anderer gesetzlicher Regelung? weder die Verwaltung

-noch der Gesetzgeber verpflichtetJ unanfeohtbar gewordene

Akte der öffentlichen Gewalt? die auf einer nach @ 78

BVerfGG für nichtig erklärten Norm beruhtenv rückwirkend
aufzuheben° Das LSG habe darlegen müssen? ob in 5 79 BVerfG

nicht nur solche Normen gemeint seienD die besonders ge—
schaffen werden müßten3 so daß 5 40 VeerG hierzu nicht

ausreiche° Dem Umstand? daß der Kläger als Westberliner

Bürger an der Anrufung des BVerfG gehindert gewesen sei?

komme für die Frage der Ermessensausübung keine entschei—=

dende Bedeutung zuo Die Verwaltung habe ihr Ermessen hier

nach den Gesichtspunkten ausgeübt„ die vom B80 entwickelt

worden seien und von denen sie sich auch sonst leiten lasse9

so daß eine Fehlerhaftigkeit nicht zu erkennen sei° Mit

Recht habe sie auch die wirtschaftlichen Verhältnisse des

Klägers dabei berücksichtigto Im übrigen greife die Ver—

Jährung unabhängig davon durch3 ob UnkenntnisD eigene oder
fremde Schuld das Nichtgeltendmachen des Anspruchs veruru

sacht haben? und unabhängig davon» ob ein nachträglich für

verfassungswidrig er’lärter Gesetzeswortlaut den Kläger

an der Geltendmachung seines Anspruchs gehindert habe()

Der Kläger beantragt?

die Revisionen zurückzuweisen°

Er meint‚ — wie insbesondere aus dem eingehenden Vortrag
seines Prozeßbevollmächtigten in der mündlichen Verhandm

lung hervorgelt — S 40 VeerG sei eine besondere gesetzliche

Regelung im Sinne des 5 79 Abs° 2 BVerfGG„ Das Prinzip der

Rechtssicherheit sei im Versorgungsrecht ausdrücklich durch«

brechen0 Auf den vorliegenden Fall sei @ 40 Abs° 2 VeerG

("Muß—Bescheid") im Wege der ausdehnenden Auslegung oder

der Analogie anzuwenden; die Rechtsprechung des BSG zu

-'7..
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5 45 Abs° 5 Satz. 1 BVGa„F„ sei durch die Entscheidung des
BVerfG gegenstandslos gewordeno Damit ergebe sich ein Zwang

für die Behörde‚ das durch die frühere Entscheidung geschaf—
fene Unrecht vollständig zu beseitigen und die Leistungen

rückwirkend vom Zeitpunkt des Bestehens der Rechtsansprüche

an zu bewilligen° Der Gesichtspunkt der Verjährung könne dann

nicht gelten9 wenn der Antragsteller durch eine verfassungs-

widrige Bestimmung an der Geltendmachung seines Anspruchs ge—
hindert worden seio Jedenfalls aber sei eine Hemmung der Ver—

jährung eingetreten‚ da er durch eine amtliche unrichtige

Sachbehandlung, und damit durch "höhere Gewalt" im Sinne

des 5 203 BGB, an der Weiterverfolgung seines Anspruchs

gehindert gewesen sei° Die Beachtung der Verjährungshem—

mung erscheine gerade im Sozialversicherungsrecht zwingend

geboten, weil sonst durch verfassungswidrige Bestimmungen

ein Rechtsverlust eintreten könne‚ der mit der Zielsetzung

der Sozialversicherung in keiner Weise in Einklang zu brin—

gen sei° Sein Rechtsmittel habe er seinerzeit nicht weiter

verfolgt, weil dieses aussiehtslos gewesen sei° Den Par—

teien könnten keine besseren Rechtskenntnisse zugemutet-

werden, als sie der Richter damals gehabt habe° Sollte

@ 40 Abs° 4 VeerG heranzuziehen sein, dann sei zu berück—

sichtigen‚ daß nicht die Verwaltung? sondern der Gesetz—

geber etwas falsch gemacht habe° Die rückwirkende voll—

_ständige Beseitigung des Unrechts sei daher auch aus die-

sem Grunde zwingend geboteno Wenn die Behörde seine so—
zialen Verhältnisse ihrer Entscheidung zugrunde gelegt

habe‚ so habe sie damit gegen das Prinzip der materiellen
Gerechtigkeit und Sozialstaatlichkeit verstoßen°

lf‘

Die durch Zulassung gemäß 5 462 Abs° 4 Nr° 4 des Sozial-
gerichtsgesetzes (SGG) statthaften Revisionen sind frist-

und formgerecht eingelegt und begründet werden (55 464,

466 SGG)° Die Revisionen sind somit zulässig; sie sind

{
; 8 _
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auch begründet° Dem Kläger steht die begehrte Waisenrente

rückwirkend für die Zeit vor dem 1° Januar 1960 weder als

Rechtsanspruch noch als Kannleistung nach dem Ermessen

der Versorgungsverwaltung zu°

Die Ablehnung des Waisenrentenanspruchs des Klägers (Be—

scheid vom 2° Mai 1956) war auf 5 45 Abs° 5 Satz 1 BVG

in der damals geltenden Fassung vom 7° August 1955 (BGBl I
SO 866) gestützt° Der Vater und gesetzliche Vertreter des

Klägers hat die Klage gegen den Ablehnungsbescheid vom
2, Mai 1956 mit Schreiben vom 12° April 1958 zurückge—

nommen° Dieser Bescheid war damit bindend geworden (vgl°

5% 24 VeerG, ?? iVm 102 SGG)° Daran änderte sich auch

nichts, als das BVerfG in seiner Entscheidung vom 24° Juli

1965 (BVerfGE 17, 58) die Vorschrift des 5 45 Abs‚ 5 Satz 1
BVG aF — die nahezu unverändert in 5 45 Abs° 1, Halbsatz 2

des BVG idF des 1° NOG vom 27° Juni 1960 (BGBl I SO 455)

übernommen werden war —, wonach die Waisen einer an den

Folgen einer Schädigung verstorbenen Mutter Waisenrente

nur erhalten, wenn auch der Vater verstorben ist oder

Witwerrente (@ 45 BVG) bezieht, für nichtig erklärt hatte°
Dieser Entscheidung, die das BVerfG aufgrund seiner Zu—

ständigkeit gemäß @ 15 Nr„ 11 BVerfGG getroffen hat und

die im Bundesgesetzblatt (1965, Teil I, S° 694, 771) ver—
öffentlicht werden ist, kommt zwar gemäß 5 51 Abs„ 2 BVerfGG

Gesetzeskraft in dem Sinne zu, daß die erwähnte Vorschrift

des BVG rückwirkend als von Anfang an nichtig erklärt

worden ist (vgl° BVerfG E 7, 587; s° auch Mauntz/Siegloch/

Schmidt—Bleibtreu/Klein, BVerfGG @ 51 Anm° 51, 5 79 Anm° 1)

und von dem Zeitpunkt der Entscheidung des BVerfG an nicht
'mehr angewendet werden darf° Das bedeutet jedoch nicht,

daß auch alle früheren, aufgrund der für nichtig erklärten

Norm ergangenen Akte der öffentlichen Gewalt mit rückwir—

kender Kraft beseitigt sind (vgl° BVerfGE 20, 250)° Nach
der ausdrücklichen gesetzlichen Vorschrift des 5 79 Abs° 2

- 9 _
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Satz 4 BVerfGG (iVm 55 82 Abso 4 und 95 Abs° 5 Satz 5

BVerfGG) bleiben die aufgrund der nichtigen Norm er—

gangenen, nicht mehr anfechtbaren gerichtlichen Ent—

scheidungen —mit Ausnahme von Strafurteilen (vgl° 5 79

Abs° 4 BVerfGG) — und Verwaltungsakte unberührt (vglo

BVerfG aaO)° Das BVerfG hat die gesetzliche Regelung

des 5 79 Abs, 2 BVerfGG wiederholt und in ständiger

Rechtsprechung im Interesse der Rechtssicherheit und

des Rechtsfriedens für verfassungsmäßig erklärt (vgl°

BVerfGE! 2, 580, 404; 7, 494; 20, 250; s, auch I‘Iaunz—
Siegloch/Schmidt—Bleibtreu/Klein, BVerfGG, @ 79 Anm° 5)°

Es hat dabei auf die Entstehungsgeschichte dieser Vor—

schrift hingewiesen — wonach beim Gesetzgeber "nach

langen und eingehenden Verhandlungen" die Überzeugung

durchgedrungen sei, daß "der Rechtsfriede und die Rechts—

sicherheit dem Rechtsschutz des einzelnen vorgehe” und

daß man um der Rechtssicherheit willen “auch Normver—

letzungen hinnehmen müsse“ (BT—Drucksache, IO Wahlperiode,

S° M254, 4227, 4289), — und ausgesprochen, daß zwei Grund-

sätze des Verfassungsrechts im Widerstreit ständen, näm—

lich die Forderung nach Rechtssicherheit, wozu auch die

Recltsbeständigkeit rechtskräftiger Entscheidungen ge—
höre, und die Forderung nach Gerechtigkeit im Einzel—

fall (Vgl° Maunz u„a° aaO), Dem Gesetzgeber habe es
daher freigestanden, darüber zu entscheiden, welchem

dieser Grundsätze, die beide Verfassungsrang hätten,

er den Vorzug geben wolle° Wenn sich der Gesetzgeber

für die Regelung des 5 79 Abs, 2 BVerfGG entschieden
und die rückwirkende Beseitigung rechtskräftiger ge—
richtlicher Entscheidungen und bindender Verwaltungs—

akte abgelehnt habe, so sei das GG, insbesondere auch

sein Art° 5 Abs° 4, nicht verletzt (vglo BVerfGE ?, 494,

496)° Stelle das BVerfG die Nichtigkeit eines Gesetzes
fest, so werde diese Entscheidung im Hinblick auf die

Regelung des 5 79 Abs, 2 Satz 4 BVerfGG im allgemeinen

„

_ -V4O _
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für eine Vielzahl rechtskräftig abgeschlossener Ver—

fahren ohne Wirkung sein, während sie für alle gphängigeg

Verfahren Rechtswirkungen äußere (vgl° BVerfG aaO; 45‚ 545,

520)°

Grundsätzlich ist daher davon auszugehen‚ daß ”nicht mehr

anfechtbare Entscheidungen", die auf einer gemäß 5 78

BVerfGG für nichtig erklärten Norm beruhen‚ durch die

Entscheidung des BVerfG für die Vergangenheit unberührt
bleiben und daß die Ablehnung der Folgenbeseitigung, doh„_

die Ablehnung der rückwirkenden Gewährung der bereits
früher abgelehnten Leistungen? nicht gegen das GG und

damit auch nicht gegen den Grundsatz der Sozialstaatlich—

keit (Art° 20 GG) verstößt° Im gleichen Sinn hat der er—
kennende Senat in seiner Entscheidung vom 49„ März 4969
(8028 BVG @ 45 Nr° 42) mit eingehender Begründung ausge—
8prochen, die Nichtigerklärung einer Norm des Versorgungs—

rechts durch das BVerfG rechtfertige es nicht, die Anwen—

dung der Vorschriften des BVG über den Beginn der Rente

(5% 60 Abs° 1, 64 Abs„ 2 BVG) außer Betracht zu lassen

Antrag auf Versorgung gestellt war° Dem damals entschie—

denen Rechtsstreit lag allerdings ein anderer Sachverhalt

zugrunde, insofern dort von dem Rentenbewerber im Hinblick

auf'die gesetzliche Regelung des % 45 Abs° 5 BVG aF über—

haupt kein Rentenantrag gestellt war, während der vorlie—

gende Fall dadurch gekennzeichnet ist, daß der Kläger im

Jahre 1956 einen Rentenantrag gestellt hat und daß dieser

Antrag bindend abgelehnt ist° In beiden Fällen ergibt sich

die vollständige rückwirkende Folgenbeseitigung jedoch

weder unmittelbar aus der Entscheidung des BVerfG vom
24° Juli 1965, noch kann sie aus den Vorschriften des

BVerfGG — die gerade das Gegenteil besagen (vgl° @79
Abs° 2 BVerfGG) - oder aus dem GG hergeleitet werden° Sie

wäre nur bei einer "besonderen gesetzlichen Regelung”

(vglo @ 79 Abs° 2 Satz 4 BVerfGG) berechtigt°
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Entgegen der Auffassung des Klägers kann 5 40 VeerG nicht

als ”besondere gesetzliche Regelung“ im Sinne dieser Vor—

schrift angesehen werden° Darunter fallen nur solche ge—

setzlichen Regelungen, die vom Gesetzgeber ausdrücklich

geschaffen worden sind, um die Rechtswirkungen für die

Vergangenheit zu regeln, nachdem das BVerfG die Nichtig—

keit einer bestimmten Rechtsnorm gemäß 5 78 BVerfGG fest—

gestellt hat° Dazu zählt @40 VeerG nicht, bei dem es
sich um eine allgemeine, das gesamte Versorgungsrecht

beherrschende Vorschrift handelt, die der Versorgungs—

verwaltung die Möglichkeit gibt (@ 40 Abs° 4 VeerG) bzw°

die Pflicht auferlegt (@ 40 Abs° 2 VeerG), trotz eines
bereits bindend abgeschlossenen Verfahrens (% 24 VeerG)

zugunsten der sachlichen Richtigkeit erneut den Versor—

gungsfall_zu beurteilen und — zugunsten des Berechtigten —
neu zu entscheiden, Völlig unabhängig davon, ob das BVerfG

die zugrunde liegende Rechtsnorm für nichtig erklärt hat

oder nichtc Der 5 40 VeerG enthält demnach keine "beson—

dere gesetzliche Regelung" für den Fall, daß eine versor—

gungsrechtliche Norm vom BVerfG für nichtig erklärt worden

ist, sondern gilt schlechthin in allen Fällen, in denen

gegenüber Versorgungsberechtigten ein unrichtiger Bescheid

ergangen ist, Sowohl seinem Wortlaut als auch seinem In—

halt nach ist 5 40 VeerG an alle durch irgendeinen un—
richtigen Bescheid benachteiligten Beschädigten gerichtet

und in seiner Anwendung nicht etwa auf einen Personenkreis

beschränkt, der aufgrund einer vom BVerfG für nichtig er—
klärten Rechtsnorm Nachteile in der Vergangenheit erlitten

hato Ist aber 5 40 VeerG keine "besondere gesetzliche

Regelung" im Sinne des 5 79 Abs° 2 BVerfGG, dann unter—

liegt auch der Kläger der allgemeinen gesetzlichen Rege—

lung im Rahmen dieser Vorschrift° Das bedeutet, daß der

dem Kläger am 2° Mai 1956 erteilte und bindend gewordene

Ablehnungsbescheid von der Entscheidung des BVerfG vom
24° Juli 1965 "unberührt" bleibt„
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Diese Rechtslage schließt jedoch nicht aus, daß die

Versorgungsverwaltung — ebenso wie bei anderen Ver-

sorgungsberechtigten — im allgemeinen Rahmen des 5 40

VeerG tätig wird, um trotz einer vorgängigen bindenden

bzw° rechtskräftigen Entscheidung ein materielles Un—

recht zugunsten des Versorgungsberechtigten zu besei—

tigen„ Bei dem vorliegenden Sachverhalt jedoch kann

— entgegen der Auffassung des Klägers — die Pflicht

zum Tätigwerden nicht aus 5 40 Abso 2 VeerG hergelei—

tet werden° Eine direkte Anwendung dieser Vorschrift

scheidet schon deshalb aus, weil 5 40 Abs° 2 VeerG

in der hier interessierenden Fassung des Gesetzes vom

270 Juni 4960 (BGBl I S„ 455) rein tatbestandsmäßig

voraussetzt, daß das BSG in ständiger RechtsPrechung

nachträglich eine andere Auffassung vertritt.als die—

jenige, die der früheren Entscheidung zugrunde gelegen

hat„ Zu einer anderen, von der früheren Rechtsprechung

des BSG (vgl° BSG in SozR BVG % 45 Nr° 4) abweichenden

Auffassung konnte es aber durch die Entscheidung des

BVerfG vom 24° Juli 4963 gar nicht kommen; denn wenn
die Rechtsprechung nach dem früheren für nichtig erklär—

ten und damit unanwendbar gewordenen @ 45 Abs° 5 Satz 4

BVG aF sich aufgrund der neuen Regelung in € 45 BVG idF
des 2° NOG vom 24° Februar 4964 (BGBl I SO 85), die den

verfassungsrechtlichen Grundsätzen entspricht„ geändert

hat, so ist diese Änderung der Rechtsprechung auf die

Änderung der gesetzlichen Grundlagen zurückzuführen‚

nicht jedoch darauf, daß das BSG seine Rechtsauffassung

geändert hat°

Auch eine analoge Anwendung des 5 40 Abs° 2 VeerG

scheidet auso Weder kann die Entscheidung des BVerfG,

die die Untereinbarkeit einer Norm des Bundesrechts

(BVG) mit dem GG feststellt, einer anderweitigen "stän—

digen Rechtsprechung des BSG" gleichgestellt werden,

_ 45 _
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noch ist ein Wechsel in der Auffassung des BSG zur Frage

der Waisenrente nach einer durch Kriegseinwirkungen ver-

storbenen Mutter erkennbar oder auch nur'möglich, da — wie

bereits hervorgehoben — der erwähnte weisenrentenanspruch

gesetzlich neu geregelt worden ist, nicht aber die Recht—

sprechung dazu sich geändert hat° Der 5 40 Abs° 2 VeerG

soll — bei gleichbleibender Rechtsgrundlage - der ma—
teriellen Gerechtigkeit dadurch zum Siege verhelfen, daß

Handlungen der Recht5pre0hung des BSG, die sich zugunsten

der Versorgungsberechtigten auswirken, auch bei bereits

bindend festgestellten Versorgungsansprüchen berücksich—

tigt und die Versorgungsberechtigten so gestellt werden,

als ob die neue Rechtsprechung bereits von Anfang an maß—

gebend für die Entscheidung über den Versorgungsanspruch

gewesen wäre° Die Vorschrift dient aber nicht dem Zweck,

um Änderungen der gesetzlichen Grundlagen, denen ausdrück—
lich keine rückwirkende Kraft hinsichtlich unanfechtbar

gewordener Verwaltungsakte zukommt (vgl.° @ 79 Abs° 2

BVerfGG), auch bereits für in der Vergangenheit liegende
Zeiträume in vollem Umfang zu berücksichtigen° Die Vor—

schrift in € 40 Abs° 2 VeerG kann daher weder unmittel—
bar noch analog auf den Fall angewandt werden, daß eine

Gesetzesänderung durch eine Entscheidung des BVerfG ein—

getreten ist° ' . ; '

Unabhängig von Abs° 2 des 5 40 VeerG gibt jedoch Abs, 4
dieser Vorschrift der Versorgungsverwaltung das Recht,

zugunsten des Berechtigten einen neuen Bescheid zu er—
teilen, wenn — wie der Senat in seiner Entscheidung vom

24° Juni 4969 (BSG29, 278 = SozR VeerG 5 40 Nr, 12) aus-
gesprochen hat — "die frühere Entscheidung tatsächlich und

rechtlich unrichtig gewesen ist"° Das ist nicht nur dann
der Fall, wenn die Versorgungsverwaltung den Sachverhalt

tatsächlich oder rechtlich unrichtig gewürdigt hat und

deshalb zu einem falschen Ergebnis gekommen ist, sondern

1
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gleichermaßen auch dann, wenn eine gesetzliche Vorschrift,

die die Verwaltung infolge des Grundsatzes der Gesetz—

mäßigkeit der Verwaltung anwenden mußte, rückwirkend

weggefallen oder vom BVerfG für nichtig erklärt worden

ist° Dabei kann dahinstehen, ob 5 40 Abs° 4 VeerG auf

den vorliegenden Fall etwa deshalb überhaupt nicht ange—

wendet werden kann, weil die Vorschrift des 5 79 Abs° 2

Satz 4 BVerfGG ("„9 bleiben unberührt") dahin auszule—

gen wäre, daß die früheren "nicht mehr anfechtbaren Ent—

scheidungen" rechtens und somit für die Vergangenheit

nicht unrichtig sind, so daß die Voraussetzungen für

einen Zugunstenbescheid nach 5 40 Abs° 1 VeerG über—

haupt nicht gegeben sind° Denn jedenfalls auch dann,

wenn 5 79 Abs° 2 BVerfGG in dem Sinne ausgelegt wird,

daß nur die Bestandskraft der früheren Entscheidungen

gewahrt sowie der Rechtsfrieden geschützt werden soll

und daß lediglich aus diesem Grund die früheren Verfah—

ren nicht wieder aufgerollt werden sollen, mithin nicht

gesagt ist, daß die früheren Entscheidungen materiell

richtig sind, wenn also von der materiell—rechtlichen

Unrichtigkeit des früheren ablehnenden Bescheides und

damit in Übereinstimmung mit den Beteiligten und den

Vorinstanzen davon ausgegangen wird, daß der Bescheid

vom 500 September 1965 als Zugunstenbescheid im Sinne

des 5 40 Abs° 4 VeerG zu beurteilen ist, kann entgegen

der Auffassung der Vorinstanzen dieser Bescheid nicht

als rechtswidrig angesehen werden°

Nach dem Wortlaut des 5 40 Abs° 4 VeerG kann nicht

zweifelhaft sein, daß es sich bei dieser Vorschrift um
eine Ermessensentscheidung der Verwaltung handelt, die

von den Gerichten gemäß 5 54 Abs° 2 Satz 2 SGGnur dar—
aufhin überprüft werden kann, ob die gesetzlichen Gren—

zen des Ermessens überschritten sind oder ob von dem Er—

messen in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht ent-
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sprechenden Weise
Gebrauch‘gemacht

ist (vgl° BSG 45, 40;

SozR VeerG % 40 Nr° 6)° Die Kriegsopfersenate des BSG
haben in ständiger Rechtsprechung die Auffassung vertre—

ten, daß die Versorgungsverwaltung zwar unter Umständen

verpflichtet ist, einen neuen Bescheid zu erteilen (vgl°

BSG VeerG @ 40 Nr° 5 und Nr° 40), daß sie aber nicht

verpflichtet ist, den früheren ablehnenden Bescheid für

die Vergangenheit (ex tunc) zurückzunehmen, und daß sie

dann, wenn sie den früheren Bescheid auch für die Ver—

gangenheit zurücknimmt, nach ihrem pflichtgemäßen Er—

messen den Zeitpunkt bestimmen kann, von dem an die Neu-

regelung gelten soll (vgl° BSG in SozR VeerG @ 40 Nr° 6

und Nr° 10; BVBl 1966, 100), Insbesondere in seiner Ent—

scheidung vom 14° März 4967 (SozR VeerG @40 Nr° 40 =
KSG 26, 146) hat der erkennende Senat ausgesprochen, daß

aus der Verpflichtung der Versorgungsbehörde, nach 5 40

lbs„ ? VeerG einen bindend gewordenen Verwaltungsakt

dann zu berichtigen, wenn er unrichtig ist und gegen
gesetnliche Vorschriften verstößt, noch nicht die wei—

tere Verpflichtung folgt, die Neuregelung auch zeitlich

rückyirkend an die Stelle der früheren Regelung zu setzen,

sondern daß die Verwaltung über die zeitliche Wirkung des

Von ihr erlassenen Zugunstenbescheides nach ihrem pflicht—

gemäßen Ermessen zu entscheiden hat° Auch der Grundsatz

der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung besagt nicht, daß die

Verwaltung bei ihrem Handeln allein die materiell-recht—

lichen Gesetze zu beachten und damit den Grundsatz der

materiellen Gerechtigkeit zu verwirklichen hat, sondern

er besagt, daß die Verwaltung alle Gesetze zu beachten

hat, also auch diejenigen, welche die Bindungswirkung

von Verwaltungsakten und die Rechtskraft von Urteilen

betreffen (53 24 VeerG, ?? SGG) und die der Verwirk—
lichung des Grundsatzes der Rechtssicherheit dienen, der

auch unsere Rechtsordnung beherrscht° Die Verwaltungs-

behörde ist durch den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der

\
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Verwaltung also in doppelter Hinsicht gebunden, einer—

seits ist sie verpflichtet, im Einzelfall materiell—

richtig zu handeln, andererseits ist sie auch gehalten,

die formellen Gesetze, die der Rechtssicherheit und dem

Rechtsfrieden dienen, zu beachten„ Die Forderung nach

Rechtssicherheit, die durch die Rechtsbeständigkeit

bindender Verwaltungsakte oder rechtskräftiger Entschei—

dungen gewährleistet wird, und die Forderung nach ma—

terieller Gerechtigkeit können demnach in ein Spannungs-
verhältnis, in einen Gegensatz treten° Mangels einer

sich aus dem Gesetz ergebenden Regelung über den Vorrang

des einen oder anderen Prinzips hat dann die Verwaltungs-

behörde das "kann" zu interpretieren und nach ihrem Er—

messen die Entscheidung zu treffen, welchem Prinzip und

inwieweit sie ihm folgen will„ Keinesfalls ist aber bei

einem solchen Konflikt immer der Verwirklichung der

materiellen Gerechtigkeit der Vorrang zu geben (VglP

BSG aaO)°

Diese Überlegungen des Senats zu dem Spannungsverhält—

nis zwischen dem Verlangen nach materieller Gerechtig—

keit auf der einen Seite und dem Prinzip der Rechts—

sicherheit und des Rechtsfriedens auf der anderen Seite

und zu der dadurch gegebenen Gestaltungsfreiheit (Er—

messen) der Verwaltung decken sich mit den oben wieder—

gegebenen Ausführungen des BVerfG hinsichtlich der Wahl—

möglichkeit und Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers

bei der Regelung des 5 79 Abso 2 BVerfGG° Weder für den
Gesetzgeber noch für die Verwaltung kann eine Verpflich—

tung anerkannt werden, nicht mehr anfechtbare Entschei—

dungen mit rückwirkender Kraft aufzuheben und etwa ein—

getretene Benachteiligungen in vollem Umfang zu besei—

tigen° Wenn das LSG eine derartige Verpflichtung allein

aus dem "Verfassungsgebot der Sozialstaatlichkeit" her—

leiten will, so trifft diese Erwägung nach den obigen
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Ausführungen nicht zu° Auch das Versorgungsrecht wird

— ebenso wie das sonstige Recht » einmal vor dem Grund-

satz der materiellen und sozialen Gerechtigkeit im Ein—

zelfall und zum anderen von dem Grundsatz der Rechts—

sicherheit und des Rechtsfriedens beherrscht° Der Grund—

satz der sozialen Gerechtigkeit kann nicht dahin ausge—

weitet werden‚ daß die Versorgungsverwaltung in Fällen

der vorliegenden Art verpflichtet ist, die Bindunge—

wirkung ("nicht mehr anfechtbar") völlig außer acht zu

lassen und — abweichend von der allgemeinen gesetzlichen

Regelung des 5 79 Abs° 2 BVerfGG und entgegen dem Wort—

laut der speziellen versorgungsrechtlichen Vorschrift

des 5 40 Abs° ? VeerG — die Rückwirkung in vollem Um—

fang vorzunehmen° Hat die Versorgungsverwaltung auf dem

Gebiet des Versorgungsrechts das Recht auf Ermessens— und

Gestoltungsfreiheit — und das kann im Hinblick auf die Rege—

_
lung des 5 @@Abs° 4 VeerG und auf sonstige Ermessens—
entscheidungen im Rahmen des Versorgungsrechts nicht

zueifolhaft sein —‚ dann muß ihr dieses Recht grundsätz—

lich auch für den Fall zuerkannt werden, daß infolge der i
Kichtigerklärung einer Norm des Versorgungsrechts durch

das BVerfG ein früherer Bescheid als unrichtig in ma—
teriell—rechtlicher Hinsicht anzusehen ist°

‘

Die weiteren;
fallbézogenen

Erwägungen des LSG sind

gleichfalls nicht geeignet, einen Ermessensfehlgebrauch
durch den Beklagten bei der getroffenen Zugunstenregelung

darzutun° Der Kläger war bei der seinerzeitigen Antrag—

stellung zwar minderjährig, er wurde jedoch durch seinen

Vater vertreten und muß dessen Rechts— und Prozeßhandeln

gegen sich gelten lassen (vgl° @@4626‚ 4629‚ 1684 des
Bürgerlichen Gesetzbuches —BGB—)°Ein schuldhaftes Ver—
halten des Vaters oder der Versorgungsverwaltung (s° hier—

zu das Urteil des BSG vom 140 März 1957, SozR BVG 5 45

Nr° 4 = BSG 5, 26) ist weder von dem LSG angenommen

*L
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werden noch aus den Gesamtumständen ersichtlich° Ent—

gegen der Auffassung des LSG kann auch dem Umstand keine

besondere Bedeutung beigemessen werden, daß der Kläger

in Berlin wohnt und somit in der Nachprüfung seiner

Rechte vor dem BVerfG gewissen Beschränkungen durch die

alliierten Vorbehaltsrechte unterworfen ist„ Zunächst

ist darauf hinzuweisen, daß der Rechtsstreit des Klä—

gers überhaupt nicht rechtskräftig entschieden worder

ist — was gemäß 5 90 Abs° 2 BVerfGG die Voraussetzung

für eine Verfassungsbeschwerde durch den Staatsbürger

(“Jedermann") ist —, sondern durch Klagrücknahme geerdet

hate Der Kläger hat den ihm durch die Verfassung garan—

tierten (vgl° Art° 49 Abs° 4 GG) und im SGG näher ge—
regelten Rechtsweg nicht ausgeschöpft und insoweit frei—

willig von der Weiterverfolgung seiner Rechte Abstand

genommena Er steht nicht anders da als unzählige andere

Rentenbewerber und Kläger, die im Hinblick auf die ge—
setzliche Regelung des 5 45 Abs° 5 Satz 4 BVG aF oder

die inhaltsgleiche Vorschrift des 5 4267 Abs° 2 BVG aF

von einer Antragstellung überhaupt abgesehen (vgl° BSG

in SozR BVG % 45 Nr° 42) oder die Klage bzw° das Rechts—
mittel zurückgenommen haben° Auch der Umstand‚ daß in

den im Zeitpunkt der Entscheidung des BVerfG vom 240 Juli

4965 noch nicht rechtskräftig abgeschlossenen Verfahrer

nunmehr nach der geläuterten gesetzlichen Vorschrift zu
entscheiden und dem Rentenbewerber von der Antragstellung

an die vollen gesetzlichen Leistungen zuzusprechen werer„

— aus dieser verschiedenen Behandlung der ”nicht mehr

anfechtbaren” und der noch nicht abgeschlossenen Ver—

fahren kann, wie oben dargelegt, im Hinblick auf den

Grundsatz der Rechtssicherheit weder eine Rechtsver—

letzung des Klägers noch ein Verfassungsverstoß herge—

leitet werden (vgl° BVerfGE 7, 494, 496) —‚ rechtfertigt

es nicht‚ das der Versorgungsverwaltung in 5 40 Abs„ 4

VeerG eingeräumte Ermessen—derart einzuschränken‚ daß
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' \

nur die rückwirkende Gewährung der Leistungen für den gesam—
ten Zeitraum in Betracht kommt"

1 ‘

_
i > - , _

i €

Im übrigen aber trifft die Erwägung des LSG, daß der Kläger

als Westberliner Bürger grundsätzlich gehindert gewesen wäre‚

selbst eine Entscheidung des BVerfG herbeizuführen, in dieser

Allgemeinheit nicht zu° Das BVerfG hat in ständiger Recht—

sprechung (vgl° BVerfGE 19, 577, 585; 20, 257, 266 mit wei—

teren Hinwei5en) die Auffassung vertreten, daß der in Nr° 4

des Genehmigungsschreibens der Militärgouverneure zum GG vom

12° Mai 1949 enthaltene "Berlin—Vorbehalt" zwar dem inner—

staatlichen Recht vorgehe, auch das BVerfG binde und in sei—

ner Zuständigkeit beschränke° Dieser Vorbehalt enthalte je—

doch kein generelles Verbot jeder Tätigkeit des BVerfG in

allen Berlin unmittelbar oder mittelbar berührenden Sachen°

Er enthalte lediglich ein kurz formuliertes prinzipielles

Verbot politisch bedeutsamer Einwirkungen der Verfassungs—

orgcne der Bundesrepublik Deutschland auf die Berliner Landes—

gerolt (vgl° BVerfGwaaa0) und stehe einer Entscheidung des
BVerfG dann nicht entgegen, wenn Gegenstand des verfassungfge—

ri3htlichen Verfahrens ein in Berlin ergangener Verwaltungsakt

ist, der nur nach Bundesrecht beurteilt wird und der auf seine

Vereinbarkeit mit dem GG überprüft werden soll° So liegt der

Fall aber hier° Das BVG ist durch das Gesetz über die Versor—

gung der Opfer des Krieges vom 12° April 1951 (GVB1 Berlin 19517

517} im Wege der sogenannten Mantelgesetzgebung durch das Land

Berlin übernommen worden, ohne daß gegen die Übernahme Ein—

wendungen erhoben wurden° Das BVG gilt demnach auch in Berlin

als — mittelbares — Bundesrecht (vgl° BVerfGE 19, 577, 588)„

Durch das Gesetz zur Übernahme des SGG vom 20° November 1953

(GVB1 Berlin 1955, 1419; vgl° Art° I "Das SGG findet auch in
Berlin Anwendung") sind auch die verfahrensrechtlichen Vor—

schriften des sozialgerichtlichen Verfahrens übernommen und
die Zuständigkeit des BSG in "Berliner Sachen" begründet worden°

' — 20 —
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Der Kläger ist daher nicht gehindert gewesen, seinen Rechts—

streit durch alle sozialgerichtlichen Instanzen bis zum BSG

zu führen und ggf° eine Entscheidung des BVerfG — sei es im

Wege des Vorlagebeschlusses gemäß Art° 100 GG iVm 85 15 Nr„

ll, 80 BVerfGG, sei es im Wege der Verfassungsbeschvorde ge—

mäß @@90 ff BVerfGG — anzustreben° Sein Rechtsschutz war
nicht geringer ausgestaltet als bei jedem anderen Vorsor—

gungsberechtigten aucho Der Kläger kann allerdings nicht

verlangen, daß er lediglich aufgrund der Tatsache‚ daß er

seinen Wohnsitz in West—Berlin hat, gegenüber den anderen
Kriegsopfern bevorzugt wird„ Wenn der Beklagte — was er
unwidersprochen vorgetragen hat und was durch die Verwal—

tungsvorschrift Nr° 8 zu 5 40 VeerG bestätigt wird « den
Fall des Klägers gleichbehandelt hat wie die Ansprüche von

anderen Versorgungsberechtigten im Fall eines Zugunstcnbe—

scheides nach 5 40 Abs„ 1 VeerG und eine Rückwirkung "ür

einen Zeitraum von vier Jahren seit Stellung des neuen 'n—

trages ausgesprochen hat, so ist ein Ermessensfehlgebreuct

nicht zu erkennen (vgl° BSG in SozR VeerG % 40 Nr„ lo;

Urteil BSG vom 2l„ März 1969 — 9 RV 476/67)0

Die Versorgungsverwaltung hat auch nicht etwa deshalb‚ weil

die Nachzahlung verhältnismäßig klein ist — da dem Kläger

auch nach seiner eigenen Auffassung eine Waisenrente über

den Bl„ März 1960 hinaus nicht zusteht und er einen weiter»

gehenden Antrag gar nicht gestellt hat —, die Rückwirkung

über den Vierjahreszeitraum hinaus verlängern müssenc Viel—

mehr entsprach es den vom BSG aufgestellten Grundsätzen für

die Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens, wenn die Versor—

gungsverWaltung auch die wirtschaftliche Lage des Klägers

und insbesondere die Tatsache berücksichtigt hat, daß der

Kläger im Zeitpunkt der Entscheidung des BVerfG vom 2aoJuli

l965 nicht nur volljährig, sondern bereits seit mehreren

Jahren als Polizeibeamter mit vollem Gehalt berufstätig war

..2]_..
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und über ausreichende eigene Einkünfte verfügte (vgl° insbe-'

sondere Urteil des erkennenden Senats vom 14„ März 1967, BSG

26, 146, 154)„ Der Senat hat in der angezogenen Entscheidung‘

ausgesprochen, daß alle Versorgungsleistungen nach dem BVG zu

den Sozialleistungen im weiteren Sinne gehören, bei deren

Festsetzung Erwägungen über die wirtschaftliche Lage des Be—

troffenen, soweit der Versorgungsbehörde vom Gesetz bei dieser

Festsetzung eine Freiheit eingeräumt ist — hier die Wahl, den
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Neuregelung zu bestimmen —,
immer am Platze, wenn nicht gar geboten sind° Das gilt insbe—

sondere bei der Zahlung aufgelaufener Beträge und bei der

Wahl deejenigen Zeitpunktes, von dem an die Neuregelung ein—

setzen soll und von dem die Höhe der Nachzahlung abhängt° Dem—’

nach liegen die Erwägungen, welche die Verwaltungsbehörde im

vorliegenden Fall bei Erlaß der von ihr getroffenen Ermessens—

ent;cheidung angestellt hat, durchaus im Rahmen der ihr einge—

räumten Ermessensfreiheit und widersprechen‚nicht den Erforder—

nissen eines an sozial angemessener Rechtsausübung gebundenen

Ermessens (vgl° Urteil BSG vom 21° März 1969 — 9 RV 476/67)„'

Angriffe gegen die von der Beklagten zur Beurteilung der wirt-

schaftlichen Lage des Klägers getroffenen tatsächlichen Fest—

stellungen sind von dem Kläger niemals erhoben werden; diese

sind daher bindend und unterliegen keiner weiteren Nachprüfurga

Der Beklagte hat demnach die gesetzlichen Grenzen des ihm durch
5 40 Abs° l VeerG eingeräumten Ermessens nicht überschritten

und auch nicht von dem Ermessen in einer dem Zweck der Ermäch-

tigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht (vglo @ 54
Abs° 2 Satz 2 SGG), wenn er die Rückwirkung auf einen Zeitraum

von vier Jahren, hier also, da der erneute Antrag im Januar

1964 gestellt ist, auf die Zeit vom l° Januar 1960 an begrenzt

hat (vgl° @@197, 201 BGB)° Ein weitergehendes Nachprüfungs—

recht steht den Gerichten bei der Gewährung oder Vorßagung

von Ermessensleistungen nicht zu (S 54 Abso 2 Satz 2 SGG)°

_ 22 _
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Da ein Ermessensfehlgebrauch des Beklagten nicht vorliegt,

kommt es auf die von dem Beklagten hilfsweise erhobene Ein—

rede der Verjährung nicht an° Abgesehen davon könnte auch‚

entgegen der Auffassung des LSG, die Geltendmachung der

Verjährung nicht als unzulässige Rechtsausübung oder als

Rechtsmißbrauch angesehen werden° Nach der ständigen Recht-

sprechung des BSG unterliegen auch die Ansprüche auf Ver—

sorgungsleistungen der Verjährung, wobei in entsprechender

Anwendung des 5 197 BGB von einer vierjährigen Verjährungs—

frist auszugehen ist (vglo BSG 19, 88; BSG vom 21„ März

1967 in KGV 1968, 44; vom 22° Juni 1967 in BVBl 1967‚ 135}„

In der Geltendmachung der Verjährungseinrede als solcher

durch die VersorgungsverWaltung liegt daher grundsätzlich

keine unzulässige Rechtsausübung, kein Verstoß gegen Treu

und Glauben und auch kein Verstoß gegen den Grundsatz der

Sozia1staatlichkeit (vgl„ BSG vom 22° Juni 1967, BVB1 196"‚

155; vom 280 August 1964 in BVB1 1965, 413° Der Kläger ist

auch nicht durch ein schuldhaftes Verhalten des Beklagten

an der Weiterverfolgung seines Anspruchs gehindert worden

(vg1„ BSG 19, 95, 97); vielmehr hat sich der Beklagte auf

die Rechtsprechung der Sozialgerichte, insbesondere das

Urteil des BSG vom 14„ März 1957 (BSG 5, 26, 55) stützen
können„ Hinsichtlich der weiteren Erwägungen des LSG, aus

welchen Gründen die Geltendmachung der Verjährungseinrede

einen Rechtsmißbrauch darstellen soll, kann auf die obigen

Ausführungen zur Frage der Rückwirkung nach der Nichtiger—

klärung einer Norm durch das BVerfG verwiesen werden° Man—

gels eines Rechtsanspruchs auf die rückwirkende Gewährung

der Leistungen (vgi„ @79 Abs° 2 Satz 1 BVerfGG) stellt die
zeitlich begrenzte Rückwirkung keinen Verstoß gegen den

Grundsatz der Sozialstaatlichkeit und gegen den Anspruch

auf materielle Gerechtigkeit dar°
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Demnach zeigt sich, daß
der Bescheid der Versorgungsverwal—

tung vom 50° September 1965 mit der darin ausgesprochenen

begrenzten Rückwirkung nicht rechtswidrig und von den Vor—

instanzen zu Unrecht aufgehoben werden ist„ Die Urteile des

LSG und des SG waren daher aufzuheben und die Klage abzu—

weisen°

Die Kostenentscheidungberuht auf 5 193 SGG„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

